
Satzung 

zur Änderung der Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von 

Verkehrsanlagen (Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge) der Ortsgemeinde Wahnwegen 

vom 16.11.2020 

 

Der Ortsgemeinderat Wahnwegen hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz 

(GemO) sowie den §§ 2 Abs. 1, 7, 10 und 10a Kommunalabgabengesetz (KAG) in seiner Sitzung vom 

21.09.2020 folgende Satzung beschlossen: 

 

Artikel I 

Die Satzung zur Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau von Verkehrsanlagen der 

Ortsgemeinde Wahnwegen vom 22.10.2013 wird wie folgt geändert: 

§ 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen des Gemeindegebietes bilden als 

einheitliche öffentliche Einrichtung das Ermittlungsgebiet (Abrechnungseinheit). 

Die Begründung für die Ausgestaltung der einheitlichen öffentlichen Einrichtung ist dieser 

Satzung als Anlage beigefügt. 

 

§ 6 Abs. 2 Nr. 2 a), b) und d) werden wie folgt geändert: 

§ 6 Abs. 2 Nr. 2 a) 

bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu einer Tiefe von 

35m. 

§ 6 Abs. 2 Nr. 2 b) 

bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch einen eigenen 

Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstück), die Fläche von der zu der 

Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 35m. 

§ 6 Abs. 2 Nr. 2 d) 

Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden Grundstücksteile 

aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise selbständig nutzbar 

(Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer Tiefe von 70m zugrunde gelegt. 

Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht die 

tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der 

Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a) und b) 

hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung. 

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungslinie tatsächlich 

baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie 

zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung. 



Anhang zu § 3 Ermittlungsgebiet wird neu eingefügt: 

Anhang zu § 3 Ermittlungsgebiet 

Begründung für die Ausgestaltung der einheitlichen öffentlichen Einrichtung 

Gemäß § 10 a Abs. 1 Kommunalabgabengesetz (KAG) kann die Bildung einer einheitlichen 

öffentlichen Einrichtung durch Zusammenfassen aller Verkehrsanlagen einer Gemeinde erfolgen, 

wenn diese aufgrund des zusammenhängenden Gemeindegebietes in ihrer Gesamtheit den 

einzelnen Grundstücken die Anbindung an das inner- und überörtliche Straßennetz vermitteln. 

Die Ortsgemeinde Wahnwegen zeichnet sich durch ein zusammenhängend bebautes Gebiet aus, in 

der Ortslage bilden sich keine trennenden Zäsuren heraus. Durch das Straßennetz der Gemeinde 

ergibt sich ein konkret zurechenbarer Vorteil für alle Grundstücke im Gemeindegebiet. Die 

Einwohnerzahl beträgt zum Stand 01.09.2020 insgesamt 685 Einwohner und liegt somit deutlich 

unter dem Orientierungswert des OVG Rheinland-Pfalz von 3.000 Einwohnern je Abrechnungsgebiet. 

Durch diese örtlichen Gegebenheiten war es erforderlich, eine einzige Abrechnungsgebiet zu bilden. 

 

Artikel II 

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2020 in Kraft. 

Wahnwegen, den 16.11.2020 

 

    -Morgenstern- 

Ortsbürgermeister 


